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Erwägungen

E. 2
März 2009 und vom 10. August 2010, welche die Beklagte eingereicht hat (Urk. 4/11/1 und
4/11/2), tatsächlich vom Kläger unterschrieben worden sind. Zu diesem
Sachverhaltskomplex hat der Kläger B._____ als Zeugin angerufen (Urk. 4/58 S. 9 Ziff.
14). 3.5. In der Klageschrift machte der Kläger geltend, er sei gegenüber der Beklag- ten nie
eine Darlehensschuld eingegangen und habe insbesondere nie Darle- hensverträge erhalten
und unterzeichnet, weshalb er dem Rechtsöffnungsverfah- ren keine Beachtung geschenkt
und an der Rechtsöffnungsverhandlung nicht teil- genommen habe. Dem darauf folgenden
Urteil vom 30. März 2012 habe er leider auch keine Beachtung geschenkt und es somit
verpasst, dagegen anzugehen. Er könne allerdings den Beweis der Nichtschuld nur
erbringen, wenn ihm die Darle- hensverträge einmal vorgelegt würden (Urk. 4/1 S. 3).
Nachdem die Darlehens- verträge von der Beklagten mit der Stellungnahme vom 25. März
2013 und mit der Klageantwort vom 17. Mai 2013 ediert worden waren (Urk. 4/11/1+2,
Urk. 4/23/9+10), hielt der Kläger in seinem Armenrechtsgesuch vom 4. September 2013
dafür, seine Prozessaussichten seien als intakt zu bezeichnen, gehe es u.a.

- 5 - doch um die Frage, ob die eingereichten Darlehensverträge bzw. die angeblich
angebrachten Unterschriften "echt" seien (Urk. 4/36 S. 3). In seiner Eingabe vom 2.
Dezember 2013 hielt der Kläger zwar daran fest, dass es sich bei den Darlehensverträgen
um eine Fälschung handelt, liefert nun aber eine neue Erklärung "der ganzen Sache". Er
habe seine Buchhaltung als erfolg- reicher Unternehmer der Transportbranche von der
Beklagten, die sowohl Buch- haltung als auch Versicherungsvermittlung anbiete, besorgen
lassen. Im Jahre 2010 habe die Beklagte ihm angeboten, bei ihren
Versicherungsvermittlungen "mitzumischen", da seine Geschäfte infolge seiner
langdauernden Kampfschei- dung nicht mehr gut gelaufen seien. An einem Nachmittag im
Juni/Juli 2009 habe er in den damaligen Räumlichkeiten der Beklagten an der
C._____-Strasse ... in … Zürich etwa ein Dutzend leere Blätter unterschrieben, damit diese
von der Be- klagten während einer längeren Heimatabwesenheit seinerseits bei Bedarf "für
Vollmachten" hätten verwendet werden können. Während der Zusammenarbeit der Parteien
zwischen Mai 2009 bis Ende 2011 sei es immer wieder vorgekom- men, dass der Kläger der
Beklagten schriftliche Vollmachten "für Krankenkassen, für die Buchhaltung, für
Sozialversicherungen, für Lebensversicherungen etc." habe ausstellen müssen. Bei der
Unterschrift der leeren Blätter sei die ehemalige Assistentin der Beklagten, B._____,
anwesend gewesen. Er könne sich die Un- terschriften auf den Darlehensverträgen nur so
erklären, dass die Beklagte die seinerzeit für Vollmachten unterzeichneten leeren Blätter
zweckwidrig verwendet und daraus Darlehensverträge gemacht habe (Urk. 4/58 S. 8 f.). 3.6.
Der neu vertretene Standpunkt der "Blankettfälschung" erscheint nach summarischer
Prüfung trotz der Nennung einer Zeugin (ehemalige Assistentin der Beklagten) wenig



erfolgversprechend: 3.6.1. Zu Beginn des Prozesses hatte der Kläger lediglich behauptet, er
habe kei- ne Darlehensverträge unterzeichnet, die eingereichten Darlehensverträge bzw. die
"angeblich angebrachten Unterschriften" seien nicht "echt" (Urk. 4/36 S. 3). Dies war
angeblich auch der Grund, weshalb sich der Kläger nicht am Rechtsöff- nungsverfahren
beteiligte und säumig blieb (Urk. 4/1 S. 3). Nun will der Kläger – nachdem die
Darlehensverträge präsentiert wurden und die Beklagte geltend

- 6 - machte, die Unterschrift des Klägers auf den Darlehensverträgen einerseits und auf
dem Zahlungsbefehl/Pfändungsprotokoll seien identisch (Urk. 4/22 S. 10) – plötzlich
Blankounterschriften (in Form von unterschriebenen "leeren Blättern") für alle möglichen
Zwecke (Krankenkasse, Buchhaltung, Sozial- und Lebensversiche- rungen) geleistet haben,
ohne ein konkretes, hinreichend substantiiertes Erfor- dernis dafür zu nennen. In diesem
Zusammenhang ist auch relevant, dass der erste Darlehensvertrag vom 2. März 2009 und
der zweite Darlehensvertrag vom 20. August 2010 datieren. Am 2. März 2009 war die
"Zusammenarbeit der Partei- en" laut Kläger aber noch gar nicht aufgenommen worden
(Urk. 4/58 S. 9: "zwi- schen Mai 2009 bis Ende 2011") und hatte er die Blankovollmachten
noch gar nicht ausstellten können (Urk. 4/58 S. 9: "an einem Nachmittag im Juni/Juli
2009)". Am 20. August 2010 will der Kläger zwar bereits bei den Versicherungs-
vermittlungen "mitgemischt" haben. Doch bleibt der Kläger jede Erklärung dafür schuldig,
weshalb es für Geschäfte der Beklagten (Urk. 4/58 S. 8: "bei ihren Ver-
sicherungsvermittlungen") – seiner Vollmacht bedurft hätte. Es wurde weder be- hauptet
noch ist belegt, dass die Beklagte dem Kläger eine (Kollektiv-) Zeich- nungsberechtigung
für ihre – in der Versicherungs-, Treuhand- und Finanzbran- che tätigen – Firmen (Urk.
4/59/1: D._____ bzw. E._____ GmbH]) eingeräumt hät- te. 3.6.2. Ausserdem ist das vom
Kläger behauptete Vorgehen, ein Dutzend leere Blätter für diverse Zwecke zu
unterschreiben, um gegebenenfalls daraus Voll- machten zu erstellen, alles andere als
üblich und zweckmässig, wäre es doch viel einfacher und sicherer gewesen, der Beklagten
für die Dauer seiner Abwesenheit etwa eine Handlungsvollmacht auszustellen. Es ist
erstaunlich, dass sich der Klä- ger als erfolgreicher Unternehmer in der Transportbranche
(Urk. 4/58 S. 8) statt- dessen mit dem Leisten zahlreicher Blankounterschriften einem
derartigen Risiko ausgesetzt haben will. 3.6.3. Die Darlehensverträge selbst (Urk.
4/11/9+10 = Urk. 4/23/9+10) wirken mit- samt den vom Kläger geleisteten Unterschriften
weder konstruiert noch in anderer Hinsicht fragwürdig. Die Unterschriften des Klägers sind
auf beiden Darlehensver- trägen in mittlerer, aber unterschiedlicher Höhe jeweils auf der
linken Blattseite

- 7 - unmittelbar über der für das Datum und die Unterschrift vorgesehenen gestrichel- ten
Linie angebracht. Mit der Unterschrift des Darlehensnehmers wird ausdrück- lich auch der
Erhalt des Darlehensbetrags bestätigt. 3.6.4. Der Kläger machte im vorinstanzlichen
Verfahren zwar geltend, die von der Beklagten eingereichten Vollmachten vom 2. August
2010 (Urk. 4/65/1) und vom 25. Oktober 2010 (Urk. 4/65/2) zeigten gerade, dass während
der Geschäftsbe- ziehung der Parteien mit Vollmachten gearbeitet worden sei. Darum sei es
auch nachvollziehbar, warum der Kläger leere Blätter unterzeichnet habe. Nachdem er
mehrmals ordentliche Vollmachten unterzeichnet habe, habe er davon ausgehen können,
dass diese bei Bedarf von der Beklagten für Vollmachten verwendet wer- den würden (Urk.
70 S. 6). Die Beklagte räumte ein, der Kläger bzw. von ihm beherrschte Unternehmen hät-
ten die Beklagte bzw. deren Firmen D._____ und E._____ GmbH mit diversen
Versicherungs- und Gesellschaftsangelegenheiten beauftragt. Für diese Geschäf- te seien



vom Kläger jedoch stets ordentliche Vollmachten und keine Blankette, die für die
Geschäftsbesorgung auch nicht notwendig gewesen seien, übergeben worden (Urk. 64 S. 7).
Der Darstellung des Klägers kann nicht gefolgt werden. Aufgrund der beiden Vollmachten
kann gerade nicht gesagt werden, dass dieser leere Blätter unter- schrieb, auch wenn auf der
Vollmacht vom 25. Oktober 2010 die Person des Be- vollmächtigten offen gelassen wurde
(Urk. 4/65/2). Auch zeigen die beiden Voll- machten, dass der Kläger – wie allgemein
üblich – an der jeweils dafür vorgese- henen Stelle unten rechts unterzeichnete. Die beiden
Vollmachten sprechen also gerade nicht dafür, dass der Kläger leere Blätter auf der linken
Seite in mittlerer Höhe unterschrieb. 3.6.5. Selbst wenn die Zeugin B._____ die Darstellung
des Klägers, er habe im Juni/Juli 2009 ca. ein Dutzend leere Blätter unterschrieben,
bestätigen würde, wä- re damit nicht erstellt, dass die Beklagte diese Blätter missbraucht
und daraus Darlehensverträge fabriziert hätte. Unter Berücksichtigung des soeben
Ausgeführ-

- 8 - ten (E. 3.6.1. bis 3.6.4.) vermag die Nennung dieser Zeugin die Prozesschancen des
Klägers daher nicht entscheidend zu verbessern. 3.6.6. Nach dem Gesagten ist festzuhalten,
dass die Sachverhaltsdarstellung des Klägers wenig überzeugend wirkt. Das prozessuale
Verhalten, die tatsächlichen Vorbringen und die verfügbaren Beweismittel lassen den
Einwand der Fälschung bei summarischer Prüfung (Art. 119 Abs. 3 Satz 1 ZPO) trotz der
genannten Zeu- gin als blosse Schutzbehauptung erscheinen. Die Erfolgsaussichten der
Klage müssen deshalb im jetzigen Zeitpunkt trotz der Nennung weiterer Beweismittel als
deutlich geringer eingestuft werden als das Risiko, den Prozess zu verlieren. Wie es sich mit
den von der Beklagten eingereichten Quittungen für Darlehensrück- zahlungen über total
Fr. 35'880.– (und den dazu angerufenen sechs Zeugen) ver- hält (Urk. 4/11/3-7, Urk.
4/23/11-15), kann offen bleiben. Selbst wenn die Quittun- gen nicht für die Gewährung der
beiden Darlehen sprächen, würde sich an den Prozessaussichten des Klägers aus den
obgenannten Gründen nichts Wesentli- ches ändern. Würden die Quittungen nichts mit den
beiden Darlehen zu tun ha- ben, wie der Kläger geltend macht (Urk. 4/58 S. 11), wäre
zudem noch die ge- samte Darlehenssumme von Fr. 151'190.– zur Rückzahlung offen.
Damit er- scheint die Klage aussichtslos, weshalb ihm die Vorinstanz im Ergebnis zu Recht
die unentgeltliche Rechtspflege verwehrt hat. 3.7. Die Beschwerde ist damit als
offensichtlich unbegründet abzuweisen. Dem Kläger ist die Nachfrist zur Leistung der
Sicherheit für die Parteientschädigung gemäss Dispositiv Ziffer 3 und 4 der angefochtenen
Verfügung (Urk. 2 S. 6) neu anzusetzen.

E. 4
Nach den vorstehenden Erwägungen wird deutlich, dass die Beschwerde des Klägers als
aussichtslos bezeichnet werden muss, weshalb auch sein Ge- such um Gewährung der
unentgeltlichen Rechtspflege für das Beschwerdeverfah- ren abzuweisen ist (vgl. Art. 117
lit. b ZPO). 5.1. Im Verfahren um die unentgeltliche Rechtspflege werden grundsätzlich
kei- ne Kosten erhoben (Art. 119 Abs. 6 ZPO). Nach bundesgerichtlicher Rechtspre- chung
gilt dies allerdings nur für das Gesuchsverfahren, nicht jedoch für ein Be-

- 9 - schwerdeverfahren darüber (BGE 137 III 470). Demgemäss sind die Gerichtskos- ten
für das vorliegende Verfahren in Anwendung von § 4 Abs. 1 und 2, § 8 Abs. 1 und § 12
Abs. 1 GebV OG auf Fr. 1'800.– festzusetzen und gestützt auf Art. 106 Abs. 1 ZPO dem
Kläger aufzuerlegen. 5.2. Dem Beschwerdegegner ist mangels wesentlicher Umtriebe für
das Be- schwerdeverfahren keine Entschädigung zuzusprechen. Es wird erkannt:
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